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Sachgebiet 63 


Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Dr. Miltner, Dr. Laufs, Broll, Carstensen (Nordstrand), 
Regenspurger, Biehle, Dr. Olderog, Clemens, Schmidbauer, Kalisch, Weiß, 

Dr. Blank, Dr. Blens, Fellner, Lenzer, Kolb, Dr. George, Schemken, Schulhoff, 

Dr. Götz, Krey, Schneider (Idar-Oberstein), Höffkes, Dr. Becker (Frankfurt), 

Link (Frankfurt), Dr. Hoffacker, Ganz (St. Wendel), Brunner, Dr. Möller, Dr. Jobst, 
Hinsken, Dr. Riedl (München), Milz, Dr. Faltlhauser, Susset, Sauer (Stuttgart), 
Seehofer, Lowack, Niegel, Pfeffermann, Jäger (Wangen), Pohlmann, 

Sauter (Ichenhausen), Keller, Dr. Schroeder (Freiburg) und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Dr. Hirsch, Baum, Kleinert (Hannover), 
Beckmann, Wolfgramm (Göttingen), Dr. Feldmann, Ronneburger 
und der Fraktion der FDP 


Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 


A. Problem 

Milderung der Rentenanrechnung für die von Artikel 2 und 3 
des 2. Haushaltsstrukturgesetzes (2. HStruktG) vom 22. De- 
zember 1981 (BGBl. I S. 1523) betroffenen Versorgungsemp- 
fänger. 


B. Lösung 

Im Rahmen der Ruhensregelung des § 55 BeamtVG soll der zu 
berücksichtigende Rentenbetrag um 20 vom Hundert gemin- 
dert werden. Entsprechendes soll für § 55 a des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes (SVG) gelten. 

Diese Regelung bringt nach Abbau des Ausgleichs nach Arti- 
kel 2 § 2 und Artikel 3 § 3 des 2. HStruktG eine Entlastung 
für die von der Ausdehnung der Ruhensregelung des § 55 
BeamtVG Betroffenen. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

(Gesamtbereich des öffentlichen Dienstes) — geschätzt — 

1986: 17 Mio. DM; 1987: 22 Mio. DM; 1988: 31 Mio. DM; 
1989: 42 Mio. DM; 1990: 54 Mio. DM. 
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Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetze beschlossen: 

§1 

Das 2. Haushalts Struktur gesetz vom 22. Dezem- 
ber 1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch 
Artikel 35 des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 vom 
22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 2 § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Beruht die Versorgung auf einem Beam- 
tenverhältnis, das vor dem 1. Januar 1966 be- 
gründet worden ist, ist § 55 des Beamtenversor- 
gungsgesetzes mit folgenden Maßgaben anzu- 
wenden: 

a) der zu berücksichtigende Rentenbetrag wird 
um 20 vom Hundert gemindert, 

b) neben den Renten ist mindestens ein Betrag 
in Höhe von 20 vom Hundert der Versor- 
gungsbezüge zu belassen; 

solange ein Ausgleich nach Absatz 1 oder 2 zu- 
steht, ist der Unterschied zwischen dem Betrag 
der Versorgungsbezüge, der sich nach Halb- 
satz 1 ergibt, und dem Betrag der Versorgungs- 
bezüge, der sich ohne Anwendung des Halbsat- 
zes 1 ergäbe, nur insoweit zu zahlen, als er den 
Ausgleich übersteigt. Satz 1 gilt nicht für die An- 
wendung des Absatzes 1 Satz 1 bis 3.“ 

2. Artikel 3 § 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Beruht die Versorgung auf einem Solda- 
tenverhältnis, das vor dem 1. Januar 1966 be- 


gründet worden ist, ist § 55 a des Soldatenversor- 
gungsgesetzes mit folgenden Maßgaben anzu- 
wenden: 

a) der zu berücksichtigende Rentenbetrag wird 
um 20 vom Hundert gemindert, 

b) neben den Renten ist mindestens ein Betrag 
in Höhe von 20 vom Hundert der Versor- 
gungsbezüge zu belassen; 

solange ein Ausgleich nach Absatz 1 oder 2 zu- 
steht, ist der Unterschied zwischen dem Betrag 
der Versorgungsbezüge, der sich nach Halb- 
satz 1 ergibt, und dem Betrag der Versorgungs- 
bezüge, der sich ohne Anwendung des Halbsat- 
zes 1 ergäbe, nur insoweit zu zahlen, als er den 
Ausgleich übersteigt. Satz 1 gilt nicht für die An- 
wendung des Absatzes 2 Satz 1 bis 3.“ 

3. Nummer 2 gilt nicht im Land Berlin. 

§2 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1986 in Kraft. 
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Begründung 

Die in Artikel 35 des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 
für die von den Artikeln 2 und 3 des 2. HStruktG 
vom 22. Dezember 1981 betroffenen Versorgungs- 
empfänger enthaltene Härteregelung (einschließ- 
lich des Ausgleichs sind neben den Renten minde- 
stens 20v.H. der Versorgungsbezüge zu belassen) 
hat sich als nicht umfassend genug erwiesen; sie 
betrifft im wesentlichen den verhältnismäßig klei- 
nen Personenkreis, bei dem relativ hohe Renten 
niedrigeren Versorgungsbezügen gegenüberstehen. 

Auch unter dem Gesichtspunkt der Wahrung des 
Vertrauensschutzes erscheint es erforderlich, als 
weitere Entlastungsmaßnahme über die vorer- 
wähnte Härteregelung hinaus eine Minderung des 
nach § 55 BeamtVG zu berücksichtigenden Renten- 
betrages um 20 v. H. vorzusehen. 

Diese Regelung bringt nach Abbau des Ausgleichs 
eine Entlastung für alle von der Ausdehnung der 
Ruhensregelung des § 55 BeamtVG Betroffenen. Sie 
hält sich in ihrer Zielsetzung und ihrem finanziel- 
len Umfang in dem von der weiterbestehenden Not- 


wendigkeit permanenter Haushaltskonsolidierung 
bestimmten Rahmen. 


Kosten: 

(geschätzt) 



1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

— in Mio DM — 

Bund: 

1 

2 

3 

4 

6 

DB: 

5 

6 

8 

10 

12 

DBP: 

5 

6 

8 

9 

10 

Länder: 

5 

6 

8 

12 

16 

Gemeinden: 

1 

2 

4 

6 

8 

mittelb. öfftl. Dienst: 

— 

— 

— 

1 

2 

Gesamt: 

17 

22 

31 

42 

54 


Die Kosten steigen in den folgenden Jahren bei 
Bezügeerhöhungen an, da sich dann die Fälle meh- 
ren, in denen der Ausgleich nach Artikel 2 des 
2. HStruktG wegfällt; ab 1993 erhalten Neuzugänge 
keinen Ausgleich mehr. 
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